
 

 

 

Ordentliche Hauptversammlung der BioNTech SE am 26. Juni 2020 

Durchführung als virtuelle Hauptversammlung ohne physische Präsenz der Aktionäre und ihrer 
Bevollmächtigten 

Erläuterungen zu den Rechten der Aktionäre 

(a) Recht auf Ergänzung der Tagesordnung nach Art. 56 Satz 2 und Satz 3 SE-VO, § 50 
Abs. 2 SEAG, § 122 Abs. 2 AktG 

Aktionäre, deren Anteile alleine oder zusammen 5% (entspricht Stück 11.909.899 Aktien) des 
Grundkapitals oder den anteiligen Betrag von € 500.000,00 (entspricht Stück 500.000 Aktien) 
des Grundkapitals erreichen (die Mindestbeteiligung), können verlangen, dass Gegenstände 
auf die Tagesordnung gesetzt und bekannt gemacht werden. Diese Mindestbeteiligung ist 
gemäß Art. 56 Satz 3 SE-VO in Verbindung mit § 50 Abs. 2 SEAG für Ergänzungsverlangen 
der Aktionäre einer Europäischen Gesellschaft (Societas Europaea) erforderlich. 

Das Verlangen ist schriftlich an die durch den Vorstand vertretene Gesellschaft zu richten, 
wobei jedem neuen Gegenstand der Tagesordnung eine Begründung oder eine 
Beschlussvorlage beiliegen muss. Das Ergänzungsverlangen kann auch auf einen 
beschlusslosen Diskussionspunkt zielen. Es muss der Gesellschaft spätestens bis zum 01. Juni 
2020, 24.00 Uhr MESZ, zugehen. Wir bitten, ein entsprechendes Verlangen an folgende 
Postanschrift zu senden: 

BioNTech SE 
– Vorstand –  
An der Goldgrube 12 
55131 Mainz 
Deutschland 

Bekanntzumachende Ergänzungen der Tagesordnung werden, soweit sie nicht bereits mit der 
Einberufung der Hauptversammlung bekannt gemacht wurden, unverzüglich nach Zugang des 
Verlangens im Bundesanzeiger bekannt gemacht. Sie werden auch im Internetportal (oben 
„Internetportal“) bekannt gemacht. 

(b) Gegenanträge von Aktionären nach Art. 53 SE-VO, § 126 Abs. 1 AktG 

Aktionäre sind berechtigt, Gegenanträge gegen einen Vorschlag von Vorstand und Aufsichtsrat 
zu einem bestimmten Punkt der Tagesordnung zu stellen. Etwaige Gegenanträge müssen der 
Gesellschaft schriftlich, per Telefax oder E-Mail spätestens bis zum 11. Juni, 24.00 Uhr 
MESZ mit einer etwaigen Begründung ausschließlich unter einer der Anmeldeadressen (oben 
„Voraussetzungen für die Ausübung des Stimm- und des Fragerechts“) zugegangen sein. 

Anderweitig adressierte Anträge werden nicht berücksichtigt. Zugänglich zu machende 
Gegenanträge von Aktionären werden einschließlich des Namens des Aktionärs und einer 
etwaigen Begründung des Antrags unverzüglich nach ihrem Eingang im Internetportal (oben 
„Internetportal“) zugänglich gemacht. Eventuelle Stellungnahmen der Verwaltung hierzu 
werden ebenfalls im Internetportal zugänglich gemacht. Von einer Zugänglichmachung eines 
Gegenantrags und seiner Begründung kann die Gesellschaft absehen, wenn einer der 
Ausschlusstatbestände gemäß § 126 Abs. 2 AktG vorliegt, etwa, weil der Gegenantrag zu 
einem gesetzes- oder satzungswidrigen Beschluss der Hauptversammlung führen würde. Eine 
Begründung eines Gegenantrags braucht nicht zugänglich gemacht zu werden, wenn sie 
insgesamt mehr als 5.000 Zeichen beträgt. 



 

 

 

Ein nach § 126 AktG zugänglich zu machender Gegenantrag wird im Rahmen der virtuellen 
Hauptversammlung als gestellt berücksichtigt, wenn der antragstellende Aktionäre 
ordnungsgemäß zur Hauptversammlung angemeldet ist. 

(c) Wahlvorschläge von Aktionären gemäß Art. 53 SE-VO, 127 AktG 

Aktionäre sind ferner berechtigt, Wahlvorschläge zur Wahl von Aufsichtsratsmitgliedern oder 
Abschlussprüfern zu unterbreiten. Für sie gilt die vorstehende Regelung zu Gegenanträgen 
sinngemäß mit der Maßgabe, dass der Wahlvorschlag nicht begründet zu werden braucht. Über 
die vorgenannten Ausschlusstatbestände des § 126 Abs. 2 AktG hinaus braucht der 
Wahlvorschlag auch dann nicht zugänglich gemacht zu werden, wenn der Wahlvorschlag nicht 
Namen, ausgeübten Beruf und Wohnort der zur Wahl vorgeschlagenen Aufsichtsratsmitglieder 
bzw. des Prüfers enthält und bei Vorschlägen zur Wahl von Aufsichtsratsmitgliedern nicht die 
Mitgliedschaft in anderen gesetzlich zu bildenden Aufsichtsräten beigefügt ist. 

(d) Fragemöglichkeit der Aktionäre gemäß Art. 53 SE-VO, § 131 Abs. 1 AktG i.V.m. § 1 
Abs. 2 Satz 1 Nr. 3, Satz 2 des Gesetzes über Maßnahmen im Gesellschafts-, 
Genossenschafts-, Vereins-, Stiftungs- und Wohnungseigentumsrecht zur Bekämpfung 
der Auswirkungen der COVID-19-Pandemie vom 27. März 2020 (BGBl I, S. 570) 

Abweichend von § 131 AktG haben angemeldete Aktionäre in der virtuellen 
Hauptversammlung am 26. Juni 2020 kein Auskunftsrecht. Stattdessen haben Sie die 
Möglichkeit, im Vorfeld der Hauptversammlung Fragen einzureichen. Ein Recht auf Antwort 
ist damit jedoch nicht verbunden. Über die Beantwortung der Fragen entscheidet der Vorstand 
nach pflichtgemäßem, freiem Ermessen. Der Vorstand hat nicht alle Fragen zu beantworten; er 
kann insbesondere auch Fragen zusammenfassen und im Interesse der anderen Aktionäre 
sinnvolle Fragen auswählen. Er kann dabei Aktionärsvereinigungen und institutionelle 
Investoren mit bedeutenden Stimmanteilen bevorzugen. 

Es ist vorgesehen, die Fragensteller im Rahmen der Fragenbeantwortung grundsätzlich 
namentlich zu nennen, sofern diese der namentlichen Nennung nicht ausdrücklich 
widersprochen haben. 

Fragen der Aktionäre sind bis spätestens zwei Tage vor der Versammlung, das heißt bis 
spätestens 23. Juni 2020, 24.00 Uhr MESZ, über das Internetportal (oben „Internetportal“) 
einzureichen. Nach Ablauf der vorstehend genannten Frist können Fragen nicht mehr gestellt 
werden. 

(e) Widerspruchsrecht gegen Beschlüsse der Hauptversammlung 

Aktionäre, die ihr Stimmrecht selbst oder durch einen Bevollmächtigten ausgeübt haben, 
können – wiederum selbst oder durch einen Bevollmächtigten – im Internetportal (s. oben 
„Internetportal“) und damit in Abweichung von § 245 Abs. 1 AktG ohne physische 
Teilnahme an der Hauptversammlung Widerspruch gegen jeden von der Hauptversammlung 
gefassten Beschluss einlegen. Die Einlegung des Widerspruchs ist vom Beginn der 
Hauptversammlung an bis zu deren Ende möglich. 


